1.2.
Von der Kolonialerziehung bis zur interkulturellen Pädagogik

1.2.1. Die historischen Wurzeln universaler „interkultureller 

Erziehungskonzepte“ 

Auch wenn der Begriff der interkulturellen Pädagogik neu ist, beginnt diese nicht erst mit der Arbeitsmigration in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Interkulturelle Erziehungskonzepte wurden vom Kolonialismus zur Erziehung der „Barbaren“ zu Untertanen der Kolonialherren wie vom Kapitalismus zur Konditionierung auf globale Märkte genutzt. „‘Harte’ interkulturelle Kom​​mu​nikationsstrategien wie gewaltsame Eroberung fremder Territorien oder Arbeitskräfteimport aus fremden Kulturen zum Zwecke der Ausbeutung einerseits und interkulturelle Erziehung als ‘weiche’, ideologische Unterwerfung ‘heidnischer’ Völker andererseits sind letzt​lich als verschiedene Elemente eines umfassenderen Kommunikationsprozesses zwischen ethnischen Gruppen in der Weltgesellschaft zu begreifen.“ (Schweitzer 1994, S. 27) So gesehen erscheint das Verhältnis - und das interkulturelle Lernen - zwischen Einheimischen und Mi​gran​ten in den Industrieländern nur als „Teilaspekt globaler Kommunikationsprozesse, Wanderungsbewegungen und Bildungskonzepte“ (ebd.).

Bei der Kolonialisierung Afrikas und Lateinamerikas sind Ausrottung und Versklavung einerseits und die Erziehungskonzepte der Missionare, mit denen die Ungläubigen zum Christentum bekehrt werden sollen, zwei Seiten einer Medaille. Im Kolonialismus dominierte die Vorstellung des Herrenmenschen in vielen Schattierungen. Die „Neger“ wurden als Menschen zweiter Klasse betrachtet, als in der Evolution oder in kultureller Hinsicht Zurückgebliebene, als „geborene Knechte“ als „in der Kindheit befindliche Volksstämme“, die durch die „geistig gereiften Europäer“ gefördert werden müssten. Die Vorstellung, dass traditionelle Denk- und Verhaltensstrukturen ausschließlich als Modernisierungshindernis anzusehen sind, wirkte bis in die Entwicklungshilfemaßnahmen der 60er Jahre fort.
 Herrenmenschendenken modifiziert zu paternalistischem Denken gegenüber anderen Kulturen lässt sich auch in der Pädagogik der Gegenwart vielerorts finden. 

Die Geschichte der Beziehungen zwischen dem christlichen Abendland und dem Osmanischen Reich bzw. später der Türkischen Republik hat dort „Lernprozesse“ in Gang gesetzt, die zur Zerstörung der traditionellen wirtschaftlichen Strukturen zugunsten einer wirtschaftlichen Abhängigkeit von den westlichen Mächten führten. Die hundertjährige Tradition deutsch-türkischer Beziehungen brachte die Türkei in jeder historischen Phase in den „Genuss“ militärischer Ausbildungshilfe zu Lasten breiter Bevölkerungsteile wie der Armenier und Kurden. 

Die mit der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise einhergehende Notwendigkeit größerer Märkte machte interkulturelle Erziehungskonzepte notwendig. Die Bourgeoisie als Nutznießer der industriellen Revolution braucht über Ländergrenzen hinausreichende Verständigungsmöglichkeiten. Auf der Suche nach neuen Absatzmärkten zwingt der Kapitalismus seine Denkmuster dem gesamten Erdball auf. Marx und Engels beschreiben diesen Prozess drastisch: „Die Bourgeoisie hat durch die Exploitation des Weltmarktes die Produktion und Konsumtion aller Länder kosmopolitisch gestaltet. ... An die Stelle der alten nationalen Selbstgenügsamkeit und Abgeschlossenheit tritt ein allseitiger Verkehr, eine allseitige Abhängigkeit der Nationen voneinander ... Die Bourgeoisie reißt durch ihre rasche Verbesserung aller Produktionsinstrumente, durch die unendlich erleichterten Kommunikationen alle, auch die barbarischsten Nationen in die Zivilisation. Die wohlfeilen Preise ihrer Waren sind die schwere Artillerie mit der sie alle chinesischen Mauern in den Grund schießt, mit der sie den hartnäckigen Fremdenhass der Barbaren zur Kapitulation zwingt. Sie zwingt alle Nationen, die Produktionsweise der Bourgeoisie sich anzueignen, wenn sie nicht zugrunde gehen wollen; sie zwingt sie, die sogenannte Zivilisation bei sich einzuführen d.h. Bourgeois zu werden. Mit einem Wort, sie schafft sich eine Welt nach ihrem Bilde.“ (Manifest der kommunistischen Partei. In: MEW 1974, Bd. 4, S. 466)

Dieser von Marx und Engels beschriebene Prozess zeigt sich heute u.a. in Form von Globalisierung, weltumspannenden Kommunikationstechnologien und einer neuen Qualität der internationalen Mi​gra​tion. Der weltweite Kapitalismus bringt globale Lernprozesse hervor. Global operierende Konzerne benötigen interkulturell agierende Mitarbeiter. Die Werbung vermittelt, um Bedürfnisse nach internationalen Produkten zu wecken, ständig interkulturelle Bezüge. Davon wurde die Tradition monokultureller Beschränktheit in Deutschland aber nur teilweise erfasst, wie der folgende Abschnitt deutlich macht. 

1.2.2.
Der monokulturelle Mythos 

Wie bereits unter dem Aspekt des kulturrelativistischen Paradigmas angesprochen sind Nationalstaaten keine natürlichen oder historisch gewachsenen Gebilde, sondern Produkte der nationalistischen Ideologie. Zur Legitimation ihrer Herrschaft konstruieren Nationalstaaten ein mehr oder weniger einheitliches Staatsvolk. Der Mythos eines auf einheitlicher Herkunft, Sprache und Kultur beruhendem deutschen Volk wurde vor kaum 200 Jahren von der deutschen Romantik erschaffen. Aber nicht die Liebe zur deutschen Sprache und Kultur war der Motor für die Entwicklung des Deutschtums, sondern die Angst des Adels, dass der Geist der Französischen Revolution auf Deutschland übergreifen könnte. Aufgeschreckt durch das Beispiel der Französischen Revolution, die erst durch das Bündnis von Bürgertum und „4. Stand“ in Abgrenzung zum Adel möglich geworden war, sollte in den deutschen Kleinstaaten das Bürgertum für ein Zusammengehen mit König und Staat gewonnen werden. Das neuentwickelte deutsche Nationenverständnis ließ den Adel an der Spitze, gestützt durch die „Anhänglichkeit“ von Volk und Nation. Während in Frankreich der Adel, die Spitze der Pyramide, ausgegrenzt wurde, wurden in Deutsch​land diejenigen ausgegrenzt, die sich dieser Anhänglichkeit entzogen. Der Mythos des deutschen Volksgeistes wurde für die Aufrechterhaltung der feudalen Strukturen funktionalisiert. Dichter und Philosophen wie Kleist, Arndt
 und Fichte wurden zur Produktion der Einheitsidee herangezogen. Neben dem Mythos der gemeinsamen Herkunft (schon die Germanen hätten gegenüber den Römern Sprache und Tradition verteidigt) kam der deutschen Sprache gereinigt von lateinischen Wörtern eine hervorragende Rolle als einigendem Element zu (Bennhold 1996).

Zur Funktion der deutschen Sprache für die deutsche Einheit schrieb der Sprachdidaktiker Kehr 1897: „Die Sprache, in welcher die Schule ihre Schüler einzuführen hat, kann (...) nur die hochdeutsche Schriftsprache sein, - jene Sprache, in welcher die Besten und Größten unserer Nation ihre Gedanken gleichsam verkörpert und die edelsten Gefühle ihres Herzens zum besten der Mit- und Nachwelt schriftlich niedergelegt haben, jene geist-, kraft- und formbildende Sprache, deren Aneignung und Handhabung jeden Deutschen - gleichviel ob derselbe im Norden oder Süden, Osten oder Westen des deutschen Landes wohnt, ob er Gelehrter oder Bauer, Kind oder Greis ist - all der köstlichen Gaben und Güter teilhaftig macht, durch welche die gesamte Nation und jedes einzelne Glied derselben auf eine höhere Stufe der Bildung erhoben wird, jene Sprache welche nicht allein national einigend, sondern auch sittlich bildend sich als ein gemeinsames Band um alle verschiedenen Stämme des deutschen Volkes schlingt und alle mit dem Geist erfüllt, den alle haben müssen, um inner- und außerhalb des deutschen Vaterlandes Deutsche zu sein und zu bleiben; die Sprache deutscher Gesinnung, deutscher Liebe, deutscher Kraft, deutscher Treue und deutschen Lebens.“ (zit. n. Steinig 1998, S. 17 f.)

Die Pädagogen der Romantik entwarfen zur Verbreitung der deutschen Ideologie den Plan einer politischen Nationalerziehung. Sukzessive wurden die „Ostgebiete“ germanisiert. 1804 ordnete die ostpreußische Kriegs- und Domänenkammer an, dass niemand in den masurischen Gebieten einen Schulmeisterposten bekommen könne, der „nicht soviel Deutsch verstehe, dass er wenigstens schreiben, lesen und das Gelesene verstehen könne“ (zit. n. Töppen 1870, S. 476).

Dreißig Jahre später ordnete ein Regierungserlass an: Alle „Schulkinder ohne Ausnahme und ohne Rücksicht, welche Sprache sie zu Hause hören und sprechen, müssen Unterricht in deutscher Sprache und im deutschen Sprechen erhalten.“ (ebd.) Von den Masuren wurde gefordert, „dass sie endlich der edlen deutschen Sprache vor der traurigen slavischen Mundart, in welcher sie reden, den verdienten Vorzug geben möchten.“ (ebd., S. 477)

Die Verankerung der Vorstellung eines deutschen Volkes muss man sich als einen langfristigen Prozess vorstellen, der sich aber so tief verinnerlicht hat, dass es zwei Jahrhunderte später bereits ein äußerst mühsames Unterfangen ist, diesen Prozess zu rekonstruieren. Heute sind wir Zeitzeugen der Entstehung des nationalen Entwurfs einer europäischen Vereinigung. Wieder sind es die Intellektuellen, die die Vorreiterrolle mehr oder weniger willig annehmen und die Konstrukte einer europäischen Kultur und Geschichte produzieren und mittels pädagogischer Entwürfe Wege zur Akzeptanz der in Europa lebenden Menschen für dieses Projekt suchen.

Allen Konzepten zum Trotz, die Deutschland als monokulturelles Gebilde konstruieren, ist dieses Land seit langem Ausgangspunkt und Ziel großer Migrationsbewegungen. An die fünf Millionen Deutsche wanderten im letzten Jahrhundert aus. Millionen wanderten aus Osteuropa in die deutschen Industriezentren. Vor der Verfolgung durch das Naziregime setzte eine Fluchtwelle aus Deutschland in etwa 80 Emigrationsländer ein (Bade 1992, S. 24). In Folge von Faschismus und Krieg kamen nach Kriegsende wieder Millionen in das Gebiet der heutigen Bundesrepublik. Arbeitskräftemangel und Anwerbung von Arbeitskräften in den Mittelmeerländern erzeugten in den 50er Jahren eine neue Migrationswelle. Durch den Weltmarkt wird ganzen Regionen die Lebensgrundlage entzogen und eine weltweite Zunahme von Konflikten produziert. Die Folge sind zunehmende Fluchtbewegungen und Migrationsströmungen, die sich - wenn auch in weit geringerem Ausmaß als auf andere Länder - auf die Bundesrepublik auswirken. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg besuchten als Folge der Massenvertreibungen und -vernichtungen des Nationalsozialismus kaum noch Kinder, die nicht Deutsch sprachen, deutsche Schulen. Das deutsche Homogenitäts- und Einsprachigkeitskonstrukt ließ es als völlig neues Phänomen erschei​nen, als plötzlich eine andere Sprache sprechende Schülerinnen und Schüler in die Schulen kamen. „Man wähnte sich ohne Erfahrung und knüpfte doch - unbewusst oder auch bewusst - an die Traditionslinien wieder an, die bis in die Anfänge des 19. Jahrhunderts zurückreichen.“ (Krüger-Potratz 1994, S. 94) Auch wenn veränderte Bedingungen eine Verschiebung der Argumentation erforderten, ist die Vorstellung geblieben, dass die Einsprachigkeit des Einzelnen, eines Staates und der Kommunikation den einzig sinnvollen Normalfall darstellt.

Über die Geschichte der ethnischen, kulturellen und sprachlichen Minderheiten findet sich wenig in der erziehungswissenschaftlichen Literatur. Die Geschichte von Pädagogik und Schule in Deutschland, schreibt Marianne Krüger-Potratz (1989, S. 233), kenne keine Minderheiten. In der pädagogischen Literatur wird die „Geschichte der Schule und Pädagogik in Deutschland ins​​gesamt als eine der nationalen und sozialen Homogenisierung konstruiert.“ Ausgegangen wird von einem die „Standardsprache sprechenden, monolingualen, heterosexuellen, christlichen, deutschen Jungen“ (Krüger-Potratz 1989, S. 226 f.), auch wenn in der deutschen Schule von jeher Minderheiten integriert wurden. Immer war die Pädagogik und ihr ausführendes Organ die Schule ein Mittel, die Ziele, die der Staat gegenüber den Minderheiten verfolgte, schulisch umzusetzen und dem Staat ergebene Bürger zu erzeugen. Die Integration von Minderheiten vollzieht sich nach folgendem Mechanismus: „Durch die Einbeziehung der Minderheitengruppen wird die offene Un​gleichbehandlung einer Gruppe aufgehoben, die Unterschiede zwischen den Gruppen werden dethematisiert und auf die Ebene individueller Unterschiede verschoben. Wer es dann bei formaler Gleichbehandlung nicht schafft, ‘ist es selbst schuld’, und sollte festzustellen sein, dass viele Einzelne der Gruppe es nicht schaffen (z.B. viele Mädchen, viele Arbeiterkinder usw.), dann wird von dieser verschobenen individuellen Ebene wieder auf die Gruppe zurückgeschlossen, und das Versagen ihr als ein Gruppenmerkmal (mangelnde technische Befähigung, mangelnde Begabung) zugeschrieben.“ (ebd., S. 229)

Minderheiten zogen nur dann die Aufmerksamkeit auf sich, wenn sie sich diesen Zielen nicht unterordneten. „Sieht man die Minderheitenfrage in Verbindung mit der nationalstaatlichen Entwicklung einschließlich der zu diesem Identitätsbildungsprozess gehörigen Strategien (zur Homogenisierung nach innen wie Abgrenzung nach außen), so rücken bestimmte Minderheiten in den Vordergrund des Interesses und zwar diejenigen, die im Verlauf dieses Prozesses ihre Lage selbst ‘problematisieren’, oder die aus der Sicht der herrschenden Mehrheit zum ‘Problem’ zu werden drohen.“ (ebd., S. 230)

Demgegenüber findet sich in Deutschland eine lange Tradition der Funktionalisierung von Minderheiten für die Außenpolitik. Nach dem Ersten Weltkrieg stand die Frage der deutschen Minder​heit in den verlorenen Gebieten auf der Tagesordnung und wurde zum Mittel einer Ostpolitik, die die bestehenden Grenzen revidieren wollte.
 Dies setzte sich fort in einer ausgeprägten deutschen Minderheitenpolitik nach dem Zweiten Weltkrieg, im Rahmen derer stets die Minderheiten gefördert werden, die - wie im ehemaligen Jugoslawien - zur Durchsetzung außenpolitischer Ziele geeignet scheinen. Minderheiten, die hingegen quer zu den außenpolitischen Interessen liegen, wie Kurden und Kurdinnen werden nicht nur außenpolitisch nicht unterstützt, sondern auch im Bildungswesen ignoriert.
 

1.2.3.
Integrationstheorien und Defizitthese

In der Soziologie und der sogenannten Ausländerpädagogik waren zur Beschreibung und Prognose der Eingliederungsprozesse der nach Deutschland eingewanderten Arbeitsmigranten und -mi​gran​tinnen zunächst Integrations- bzw. Assimilationstheorien vorherrschend. Integrationstheorien gehen von der Annahme aus, dass das Aufnahmeland genauso wie die Migrantinnen und Migran​ten an einer Integration interessiert sind, diese aber aufgrund von Modernitäts- und/oder Kulturdifferenzen nur sukzessive möglich ist. In den ersten Arbeiten US-amerikanischer Soziologen, die sich mit der „new immigration“ in die USA Ende des letzten Jahrhunderts auseinandersetzen, werden in einfachen Sequenzmodellen Stufen beschrieben, die die Einwanderer durchlaufen. Als idealtypisch wird eine stetig zunehmende Eingliederung angesehen. 

Das Generationssequenzmodell von Price (1969) sei hier nur als ein Beispiel vorgetragen: In der ersten Generation bleiben die Migranten weiter eine homogene, sich aufeinander beziehende Grup​​pe, die die Handlungsweisen des Zuzugslandes nur insoweit übernimmt, als sie zur Befriedigung der wichtigsten Grundbedürfnisse notwendig sind, „also Arbeitsethik oder das wirtschaftliche Planungsverhalten. ... Die zweite Generation übernimmt dann die duale Orientierung, was so​wohl zur Desorientierung als auch zur Mobilisierung der Kräfte führen kann. Für die dritte Generation wird die völlige Aufgabe der Herkunftskultur prognostiziert, wobei allerdings auch in diesem Modell zugestanden wird, dass Restbestände der ethnischen Zugehörigkeit als Teile der eher privaten Orientierung verbleiben.“ (Auernheimer 1990, S. 83)

Auch wenn die wissenschaftlichen Beschreibungs- und Erklärungsansätze zunehmend komplexer werden, beispielsweise auch die Interaktion zwischen Einwanderern und Einheimischen berücksichtigen, bleibt allen die assimilatorische Sichtweise gemeinsam. Unterstellt wird eine unvermeid​liche, progressiv sich entwickelnde Stufenfolge der Beziehung zwischen den Ethnien. Während die Transformation der Zuzugsgesellschaft analysiert und gefordert wird, wird die Aufnahmengesellschaft weder auf Veränderungen hin untersucht noch wird erwartet, dass sie sich den durch Migration veränderten Bedingungen anpasst. 

Beispiel für ein sehr differenziertes soziologisches Modell von Eingliederungsprozessen ist die Arbeit von Esser. Migranten werden als mit der Umwelt agierende, rational handelnde und lernende Subjekte beschrieben. Der Migrant wird von einer „subjektiven Rationalität“ (Esser 1980, S. VII) geleitet. Esser sieht Migranten als Individuen, die die Vor- und Nachteile ihres Tuns abwägen und ihren Kompetenzen und Erfahrungen entsprechend planen und vorgehen. Mit der den Migranten unterstellten rationalen Motivation verabschiedet sich Esser von mythischen Deutungen, die „kulturelle Herkunft“ außerhalb eines sozialen und historischen Kontextes betrachten.

Der Einwanderer vollführt „assimilative Handlungen“, wenn es ihm nützlich erscheint. Hat er damit Erfolg, wird er sich weitere Kenntnisse aneignen, die ihn zu weiteren assimilativen Handlungen befähigen. Setzt sich die positive Bestätigung fort, entwickeln sich beim Migranten „Ansätze eines generalisierten Erfolgsvertrauens“ (ebd., S. 50). Schließlich bleiben kulturell angepasste Handlungen nicht mehr Mittel zum Zweck, sondern werden zum Wert an sich. Am Ende des Prozesses steht idealer Weise wieder die Assimilation. Führt aber der Versuch, assimilative Handlungen zu vollziehen, zum Misserfolg, wird dies abhängig von der subjektiven Orientierung des Migranten die Rückbesinnung auf die Herkunftskultur zur Folge haben. „Durch Generalisierung können nun auch negative Besetzungen expressiver Art auf das Aufnahmeland einsetzen.“ (ebd., S. 54) 

In diesem Modell haben Einwandererkolonien allenfalls übergangsweise eine stützende Funktion. Esser interpretiert die Eingliederung als Folge von Lernprozessen. Im Vordergrund steht die subjektive Leistung des Migranten. Dabei wird übersehen, dass viele Migranten gar keine Möglichkeiten haben, „Fähigkeiten zu assimilatorischem Handeln zu erwerben“. Vor allem Frauen der ersten Einwanderergeneration haben wegen ihrer sozialen Isolation kaum Möglichkeiten, die Spra​​che und andere notwendige Fähigkeiten zu erlernen, die Voraussetzung zur Erfüllung grundlegendster Bedürfnisse wie zum Beispiel der Suche nach Arbeit sind. Ganz zu schweigen von Flüchtlingen, die in Asylbewerberheimen abgeschnitten von jeder Möglichkeit, Alltagskompetenz in Deutschland zu erwerben, leben. Außer acht gelassen werden die Grenzen, „die in hohem Maße aus der Begrenztheit der Handlungsspielräume in bezug auf den Zugang zu integrativen Gütern resultieren“ (Schöneberg 1981, S. 454). 

Vereinfacht ausgedrückt gibt es für Esser nur zwei Möglichkeiten: Am Ende eines erfolgreichen Eingliederungsprozesses steht die Assimilation, Misserfolg führt zum Verbleib in oder zum Rück​griff auf die Herkunftskultur. 

Die aus den USA übernommenen Integrations- uns Assimilationstheorien beruhen auf der Vorstellung Mit​glieder ethnischer Minderheiten hätten zumindest formal die gleichen Rechte. Sie lenken von der defizitären rechtlichen Situation sowie der strukturellen Ausländerfeindlichkeit ab und machen das „Ausländerproblem“ zu einer Frage der Pädagogik. Aus klassischen Einwanderungs​ländern unkritisch importierte Integrationsmythen finden zwar weder bei den Migranten noch bei der deutschen Aufnahmegesellschaft große Akzeptanz, dagegen stoßen sie bei Wirtschaftsunternehmen, Sozialverbänden und Pädagogen - kurz bei vielen professionell mit Migranten Beschäftigten - auf um so größere Resonanz. Darüber hinaus dienen sie als wirkungsvolle Ideologie zur Verdrängung des deutschen Erbes von Germanisierungs- und Aussonderungspolitik. 

Parallel zur Integrationsforschung entwickelte die Ausländerpädagogik die Defizitthese. Als Ende der 50er Jahre ausländische Arbeitskräfte und mit einiger zeitlichen Verzögerung deren Kinder nach Deutschland kamen, war ihre rechtliche Gleichstellung kein Thema. Ihr Aufenthaltsstatus entsprach einem „polizeirechtlichen Gnadenakt“ (de Haan 1996). Noch unglaublicher als die Einbürgerung schien der Gedanke, die als Arbeitsmarktreserve geholten Menschen könnten mittel- oder langfristig ein Teil des „Wir“-Begriffs der deutschen Gesellschaft werden (Hoffmann 1996). Thema waren allein ihre sprachlichen, sozialen, kulturellen und fachspezifischen Defizite. Sie sollten lernen, sich in der deutschen Gesellschaft zurechtzufinden. Der Pädagogik wurde die Aufgabe übertragen, kompensatorische Maßnahmen zu treffen, um die „Gastarbeiter“ an die Kultur und Struktur der deutschen Gesellschaft anzupassen.

1.2.4.
Kulturkonfliktthese

In der pädagogischen Theorie wurde die Defizitthese vielfach kritisiert. Sie würde die Verantwortung für die Migrationssituation allein beim ausländischen Kind suchen. In schulischer Hinsicht würde es auf das Merkmal, wie gut oder schlecht es die deutsche Sprache beherrscht, reduziert. Aus der Kritik der defizitären Betrachtung ausländischer Kinder entwickelte sich die Kulturkonflikt- bzw. Differenzthese. Auf das den Integrationstheorien zu Grunde liegende evolutionäre und einem strengen kulturuniversalistischen Paradigma verhaftete Vorgehen folgte der entgegengesetzte Pendelausschlag in kulturrelativistischer Richtung.
 

Wohlmeinend wollte man das ausländische Kind in den Mittelpunkt stellen und verortete bei ihm einen Kulturkonflikt. Die Kinder würden in der Zerrissenheit zwischen zwei Welten aufwachsen und hätten so nur unzulängliche Chancen, eine kulturelle und soziale Identität zu entwickeln. Es schien, als hätte die Ausländerpädagogik ihr eigentliches Thema gefunden. Interkulturell wurde als das Leben zwischen zwei unterschiedlichen Kulturen, die es zu verarbeiten gelte, definiert: „Die Mi​​gran​tenkinder befinden sich in einer interkulturellen Situation, das heißt ihre Sozialisation ver​läuft zwischen zwei Kulturen: zwischen den unterschiedlichen Normenvorstellungen und den un​ter​schiedlichen Rollenverhalten, zwischen den Sitten, Gebräuchen und Religionen des Heimat- und Gastlandes. Das sind nur einige wenige wesentliche Kulturmerkmale, die sich leicht erweitern lassen.“ (Essinger 1981, S. 98) 

Nicht die Migration als solche, die sich daraus ergebenden sozialen Probleme, allen voran die völlig unbefriedigende rechtliche Ungleichstellung der Ausländer, wurde zum Gegenstand der wissenschaftlichen Kritik und Forschung, sondern die „Identitätskrise“ der ausländischen Kinder. Die Vernachlässigung sozialstruktureller und wirtschaftlicher Ursachen und Auswirkungen der Migration blieb weiterhin unbeachtet und führte zu „kulturalistischer Reduktion“ (Hamburger 1990, S. 313).

An der Kulturkonfliktthese wurde vor allem kritisiert, dass ihre kulturalistische Deutung einen statischen Kulturbegriff impliziert. Kulturen werden als unanfechtbare Systeme dargestellt, „deren Aufeinandertreffen nicht etwa gemeinsame Aspekte aufscheinen lässt, sondern vielmehr Differenzen hervorhebt“ (Kiesel 1996, S. 137). In der guten Absicht die Akzeptanz der Kulturen zu fördern, wird die Gefahr übersehen, dass kulturelle Merkmale zwar die Stabilisierung der ethnischen Gruppenidentität fördern, gleichzeitig aber zur Ab- und Ausgrenzung dienen. Soziostrukturelle Fragen in kulturelle umdeutend erfüllt die Kulturkonfliktthese die Funktion der Verschleierung ungelöster politischer Aufgaben und trägt zur Stigmatisierung der Migranten bei. Dadurch werden originär politische Aufgaben der Pädagogik aufgebürdet. Da der Pädagogik aber die Mittel fehlen, politische Aufgaben zu lösen, führt der eingeschlagene Weg zur Individualisierung sozio-ökonomischer Problemlagen (Hamburger 1981).

Statt die rechtliche, politische und soziale Ungleichbehandlung der Migranten zum Thema der Migrationsforschung zu machen, lenkt die Differenzthese davon ab. Wohlmeinende Pädagoginnen und Pädagogen griffen und greifen bereitwillig nach dem vermeintlichen Strohhalm in der Hoffnung, zumindest auf der individuellen Ebene dem Klientel Hilfen bieten zu können. 

Die Verbreitung der Kulturkonfliktthese in der pädagogischen Praxis ist auch darauf zurückzuführen, dass Migranten ihre Situation entsprechend dieser These beschreiben. Die kurdische Migrantin Şengül Şenol schreibt, kurdische Jugendliche „werden zwischen zwei Gesellschaften, die sie beide nicht akzeptieren, aufgerieben und von beiden diskriminiert.“ (Þenol 1992, S. 108)
 

Unter kurdischen Migrantinnen und Migranten sind Thesen verbreitet, die behaupten, ein Verlust der Muttersprache würde zu einem Verlust der Identität führen, wobei schwere psychologische Schädigungen zu befürchten seien. Diesen Thesen liegt wie selbstverständlich die Annahme zugrunde, dass unter Muttersprache nur die kurdische Sprache zu verstehen sei und nicht etwa die türkische oder deutsche Sprache, die eventuell den kurdischstämmigen Kindern zuerst beigebracht wurde. 

Allerdings führte die Kulturkonfliktthese auch teilweise zu Missverständnissen bei Migranten​organisationen, die in der Thematisierung des Kulturkonflikts eine Anerkennung ihres Selbstverständnisses vermuteten. Sehr zu unrecht, wie sich zeigen sollte. Denn es waren oft die gleichen Institutionen, die ihnen erst bei der Bewältigung ihres Kulturkonflikts helfen wollten, und ihnen ein Jahrzehnt später vorwarfen, durch „Selbstethnisierung“ zum Modernitätshindernis zu werden. 

Interessanterweise wurde kurdischen Organisationen in der Vergangenheit oft ihre politische Zerstrittenheit vorgeworfen. Kurdische Forderungen nach Partizipation an politischen Foren oder Zugang zu öffentlichen Räumen wurden unter Hinweis auf den Zwist unter konkurrierenden kurdischen Gruppierungen zurückgewiesen. Die Kurden hätten sich erst einmal untereinander zu einigen, so die Forderung. Als der innerkurdische Streit in den 90er Jahren in den Hintergrund trat, wurde ihnen teilweise aus demselben Munde vorgeworfen, eine kurdische ethnische Homogenität zu konstruieren, die es gar nicht gäbe.

Versuche das Anderssein von Migranten und Migrantinnen zu akzeptieren, hätten meiner Ansicht nach durchaus eine Perspektive gehabt, wenn sie die Forderung nach rechtlicher, politischer und sozialer Gleich​stellung der Migranten vorne ran gestellt, von den Migranten selbstbestimmte Freiräume anerkannt und die Frage nach ihrem Selbstverständnis ihnen selber überlassen hätten. Stellt sich aber die Pädagogik fernab von diesem Kontext isoliert die Aufgabe, die Differenz zu erklären, so können im Rahmen des Unterrichts nur folkloristische Projektionen, Harmonisierungen oder Idealisierungen der Herkunftskulturen und -länder und paternalistische Hilfen das Ergebnis sein. Zurecht wird kritisiert, „dass eine kulturorientierte Ausländerpädagogik das Pferd vom Schwanz her aufzuzäumen versucht und damit eher Probleme schafft als löst“ (Hamburger 1984, S.68). 

In der pädagogischen Theorie wurde die Kulturkonfliktthese teilweise heftig kritisiert, nichtsdestotrotz hält sie sich hartnäckig in Politik und (pädagogischem) Alltag. Die weit verbreitete Reduzierung der sozialen Vielfältigkeit auf die binäre Zuordnung Deutscher oder nicht sowie ethnozentrische Perspektiven, die sich in Begriffen wie „Überfremdung“ ausdrücken, sind Beispiele für die ständige politische Funktionalisierung dieses Konstruktes.

1.2.5.
Exkurs: Multikulturalismus

Der kurdische Dachverband YEK-KOM gab einer von ihm herausgegebenen Broschüre mit migrationspolitischen Forderungen den Titel „Kurdische Identität im multikulturellen Europa“. Was ist unter diesem Bezug auf Multikulturalismus zu verstehen? Die Vokabel „multikulturell“ wird in vielfältigen Kontexten und mit unterschiedlichen politischen Absichten gebraucht. In rechtsorientierten politischen Konzepten wird die Vorstellung einer „multikulturellen“ Gesellschaft als Bedrohung heraufbeschworen. Das ist von YEK-KOM sicher nicht gemeint. Mit dem Gebrauch des Begriffs „multikulturell“ ist höchstwahrscheinlich auch nicht nur die nackte Feststellung verbunden, dass die Bundesrepublik eine multikulturelle Gesellschaft - also ein Einwanderungsland - geworden ist. Die kurdische Migrantenorganisation knüpft an ein Konzept von Multikulturalismus an, dessen Vertreter damit ein offensives Umgehen mit dem Thema Einwanderung verbinden. Claus Leggewie formuliert den Ausgangspunkt der multikulturellen Gesellschaft folgendermaßen: „Multikulturalismus ist die Gesellschaft ohne kulturelles Zentrum und ohne hegemoniale Mehrheit. Dieser Aggregatzustand tritt ein, wenn das historische Gerüst des europäischen Universalismus, der Nationalstaat als Denk- und Handlungseinheit, nachgibt und transnationale Mobilität in einem Maße stattfindet, dass die Weltgesellschaft von einer Abstraktion zur alltäglich erfahrbaren Realität wird.“ (Leggewie 1990, S. XIII) 

Brumlik formuliert die Zielsetzungen der multikulturalistisch orientierten Politik wie folgt: „Eine multikulturelle Gesellschaft zeichnet sich dadurch aus, dass sie ... Anregungen aus dem Selbstverständnis verschiedener ‘ethnischer’ Gruppen entgegennimmt und dabei zunächst vorfindliche Selbstverständlichkeiten als solche in Frage stellt, durch die Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Weltentwürfen die Individuen aus den Bornierungen ihrer konventionellen Identität herausreißt, ihnen dabei erste Einsichten in die Relativität ihrer Standpunkte ermöglicht und sie somit auf den Weg universalistischer Wertgesichtspunkte bringt.“ (Brumlik 1990, S. 104 f.)

Die multikulturalistische Ideologie verspricht eine Gesellschaft ohne „kulturelles Zentrum“ und ohne „hegemoniale Mehrheit“. Es stellt sich die Frage, wie diese idealistisch geprägte Zielsetzung verwirklicht werden soll, wie die Vorstellung, die Menschen aus ihrer konventionell oder ethnisch geprägten Beschränktheit zu reißen, umgesetzt werden kann. Brumlik will alle Menschen auf den „Weg universalistischer Wertgesichtspunkte“ bringen. Hier stellt sich nicht nur die Frage wer denn wem diesen Weg weisen soll, sondern v.a. wie diese universalistischen Wertgesichtspunkte legitimiert werden. Dass es in dieser Frage durchaus um die Verteilung von Ressourcen geht, zeigt die von Brumlik auf einem Kongress der GEW
 vertretene Forderung nach ersatzloser Streichung des muttersprachlichen Unterrichts. Es bestehe kein Anspruch auf die staatliche Förderung der Kultur von Einwanderern, der Staat habe lediglich die Freiheit des Einzelnen durchzusetzen, so die Begründung von Brumlik, die vor allem bei Migranten auf Empörung stieß.
 

Als Vorreiterprojekt des Multikulturalismus gilt das von Cohn-Bendit in Frankfurt eingerichtete „Amt für multikulturelle Angelegenheiten“. Laura Mestre Vives (1998) analysiert die Arbeit des „Amtes“ und stellt fest, dass in allen von ihr untersuchten Fällen das „Amt“ die deutsche Mehrheitsbevölkerung repräsentiert habe. Es bleibe in der Logik einer „Wir-Sie-Unterscheidung“ gefangen und beurteile die Integration der Migranten abhängig von der Anpassung an deutsche Wertvorstellungen.

Das Konzept Multikulturalismus wird in der Literatur vielfach kritisiert. Im Kern zielt die Kritik auf die Be​to​nung der ethnisch-kulturellen Differenz, die eine Ethnisierung sozialer Konflikte begünstige und von der rechtlichen und sozialen Ungleichheit ablenke. In der interkulturellen Literatur wird das Konzept multikulturelle Gesellschaft vehement von Dittrich und Radtke kritisiert. Der Begriff multikulturelle Gesellschaft beschreibe einen Zustand, in dem Diskriminierung entlang ethnischer Differenzmarkierungen verlaufe, also ein zu überwindender und nicht programmatisch anzusteuernder Zustand (Dittrich/Radtke 1990). „In der Logik dieser Argumentation lag, dass Ausländerfeindlichkeit nicht so sehr als strukturelles Problem gedacht wurde, sondern eher als Vorurteil, das durch pädagogische und sozialarbeiterische Intervention zu überwinden sei.“ (Dittrich 1991, S. 56)

Sicher nicht in der gleichen Absicht wie der deutsche Volksgeist berufe sich der Multikulturalismus doch auf die gleichen Begriffe. Er halte an Einteilungen in Ethnien fest und verschaffe so ungewollt nationalistischen und ethnisierenden Ideologien Vorschub. Radtke warnt davor, aus „dem Dilemma zwischen den unerwünschten Folgen von Abschiebung, Ausgrenzung und Ghettoisierung auf der einen Seite und dem fehlenden Konsens über eine vollständige rechtliche und staatsbürgerliche Integration“ das Konzept des Multikulturalismus als Ausweg zu betrachten. Es legitimiere vielmehr den fortbestehenden Sonderstatus der Migranten, „nun aber im Gewand ausländerfreundlicher Toleranz und des Respekts vor kultureller Differenz.“ (Radtke 1998, S. 141 f.) 

M.E. weist der „Multikulturalismus“ keinen Weg, die Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten zwischen Aufnahmegesellschaft und Zuwanderern zu verringern. Vordergründig betrachtet scheint er auf der Seite der Migranten zu stehen, indem die Forderung vieler Migrantenorganisationen nach Raum für ihr kulturelles Selbstverständnis aufgegriffen und auf kultureller Ebene Gleichheit versprochen wird. Die Fragen des Zugangs zu ökonomischen Quellen gesellschaftlichem Reichtum sowie der rechtlichen Gleichstellung bleiben aber unangetastet. Die dominante ethnische Gruppe kann sich weiter den privilegierten Zugang zu sozialen Positionen und ökonomischen Ressourcen sichern. Außerdem birgt das multikulturalistische Konzept die Gefahr, die politischen Kräfte unter den Einwanderern zu unterstützen, denen an „Erhalt der kulturellen Identität“ zu Lasten eine sozialen Emanzipation gelegen ist. 

1.2.6.
Wahrnehmung des Selbsthilfepotenzials von Einwanderern

Die Literatur der interkulturellen Pädagogik setzt sich zwar durchaus kritisch damit auseinander, wie die deutsche Mehrheitsgesellschaft mit Ausländern umgeht, Migranten und Migrantinnen werden aber innerhalb dieses Diskurses vor allem als Objekte wahrgenommen. Nur wenn sie eine erfolgreiche Sozialisation im Einwanderungs​land Deutschland durchlaufen haben und über einen deutschen Universitätsabschluss verfügen, werden Menschen mit Migrationshintergrund in diesen Diskurs eingebunden. In Ausnahmefällen sind auch Intellektuelle, die ihre wissenschaftliche Karriere im Herkunftsland begonnen haben, an der Auseinandersetzung beteiligt. Selbstorganisationen von Migrantinnen und Mi​gran​ten werden aber äußerst spärlich in pädagogische wie auch andere gesellschaftliche Diskurse einbezogen. 

Dieses Missverhältnis hat sich im Laufe der Geschichte der Arbeitsmigration eher verschlechtert als verbessert. In den 70er und 80er Jahren gab es zahlreiche Kontakte von bundesdeutschen Organisationen und Gruppierungen zu Zuwanderern aufgrund von gemeinsamen politischen Interessen. Beispielsweise kamen nach dem türkischen Militärputsch von 1980 Tausende von Gewerkschaftern und Anhänger demokratischer Parteien nach Deutsch​land, die zumindest in einem Segment der deutschen Gesellschaft mit Solidarität rechnen konnten. Der Einflussgewinn islamischer Organisationen aus der Türkei und ihre Wahrnehmung als Bedrohung gesellschaftlicher Werte durch die deutsche Gesellschaft hat die Skepsis gegenüber Selbstorganisationen von Einwanderern verstärkt. Auch die Kriminalisierung kurdischer Mi​gran​tenorganisationen hat dazu beigetragen, diese aus dem Diskurs um die Verhandlung gesellschaftlicher Interessen auszuschließen. Insgesamt lässt sich feststellen, dass das Selbsthilfepotenzial von Migrantinnen und Migranten nur partiell anerkannt wird. 

In der Literatur der interkulturellen Pädagogik und angrenzender Wissenschaftsbereiche finden sich nur wenige Ansätze, die der „ethnischen Gemeinde“, der „Einwandererkolonie“ oder Selbst​​hilfeorganisationen eine positive Beachtung schenken. Üblicherweise werden sie eher als Bedrohung wahrgenommen. Georg Elwert stellt dazu fest: „Autonome fremdkulturelle Institutionen innerhalb unseres Landes wecken sofort die Angst vor einer Ghetto-Bildung.“ (Elwert 1982, S. 717)

Elwert sieht demgegenüber auch positive - im Sinne von integrierend - Aspekten der Herkunfts​gemeinschaften: „Eine stärkere Integration der fremdkulturellen Einwanderer in ihre eigenen sozialen Zusammenhänge innerhalb der aufnehmenden Gesellschaft - eine Binnenintegration also - ist unter bestimmten Bedingungen ein positiver Faktor für ihre Integration in eine aufnehmende Gesellschaft.“ (ebd., S. 718)

Die Aufnahme in die ethnische Gemeinde versetze den Zugewanderten überhaupt erst in die Lage, die Integrationsleistungen, die ihm abverlangt werden, zu vollbringen, so Elwert. Erst das Wissen, zu einer bestimmten Gruppe, der ethnischen Gemeinde, zu gehören, verschaffe dem Migranten das Selbstbewusstsein, das Voraussetzung für Handlungsfähigkeit sei. Zudem vermittelten Selbst​hilfestrukturen der Einwandererkolonie das Alltagswissen, dass zur Orientierung in der Ein​wanderungsgesellschaft erforderlich sei. Für Elwert hat die ethnische Gemeinde auch eine Bedeutung als pressure-group, die bestimmte Interessen überhaupt erst einbringbar und ver​han​delbar mache und darüber hinaus natürlich auf der Ebene der politischen Machtauseinandersetzung eine Rolle spiele. Der Integration entgegen stände hingegen die Einschränkung politischer Beteiligungsrechte und Artikulationsmöglichkeiten für Ausländer in Deutschland.

Ursula Boos-Nünning
 weist darauf hin, dass Migrantinnen und Migranten überwiegend in sozialräumlicher Armut in Problemstadtteilen leben. In diesen sogenannten sozialen Brennpunkten lebten deutsche Problemfamilien und Ausländer nebeneinander. Erst diese Konstellation erzeuge das ethnische Ghetto der Ausländer, da sich Migrantenfamilien von den Problemfamilien abgrenzen wollten. Das ethnische Ghetto habe gegenüber dem sozialen Brennpunkt viele Vorteile. Beispielsweise biete es dem Einzelnen eine Sicherheit, die das soziale Ghetto gerade nicht gebt.
 

Auch Viola Gergi weist auf die positiven Funktionen hin, die ethnische Gemeinschaften erfüllen können. „Ethnische Gemeinschaften können Ort der aktiven Auseinandersetzung mit den jeweiligen Lebensentwürfen und strukturellen Problemen der Migration sein; sie können die Entwicklung von Transkulturalität und Transnationalität ermöglichen; ethnische communities können schließlich Identitätsbildungsprozesse fördern und damit Integration und Handlungsorientierung erzeugen.“ (Gergi 1999, S. 43) Wie sich ethnische Gemeinschaften entwickeln, in regressiver Richtung oder in einer für den Trans​formationsprozess traditionellen Erbes förderlichen Weise, hänge nicht zuletzt von der Offenheit und Förderungsbereitschaft des Aufnahmelandes ab. Die Institutionen von Herkunftsgemeinschaften könnten, wenn ihnen die Partizipation an der gesellschaftlichen Auseinandersetzung ermöglicht werde, zur Integration beitragen und könnten eine Alternative gegenüber Konzepten, die die Individuen auf ihre ethnische Zugehörigkeit festlegen, darstellen. „Diese Institutionen sind die Orte, an denen Lebensentwürfe verhandelt, solidarisch verdichtet und bei Bedarf auch zu einem Politikum gemacht werden können. Die Selbstorganisation von Minderheiten kann zudem als doppelter Schritt in Richtung Integration betrachtet werden. Die Artikulation und Durchsetzung der eigenen Interessen führt zu einer Veränderung der Umwelt im Aufnahmeland. Die dabei unabdingbare Aneignung der Spielregeln der einheimischen Gesellschaft bringt die Anpassung mit sich. Durch die Förderung der Einwanderer bzw. ihrer Solidargemeinschaften kann kollektive Gerechtigkeit wirksam werden, ohne dass die Menschen - wie etwa bei der Vergabe von kulturellen Kollektivrechten - an ihre Herkunft gebunden bleiben.“ (Gergi 1999, S. 43) 

Die hier referierten theoretischen Konzepte fordern ein Umdenken in der Ausländerpolitik: Minderheitenperspektiven und Minderheitendiskurse müssen als Voraussetzung für Demokratisierung und Pluralisierung der Gesellschaft von Institutionen berücksichtigt werden; Menschen mit Migrationshintergrund müssen sich selber vertreten. Die Förderung von Selbsthilfestrukturen wurde aber sozial- und bildungspolitisch nie ernsthaft ins Auge gefasst. Auch in der pädagogischen Theorie und Praxis wird das Selbsthilfepotenzial von Einwanderern eher als Konkurrenz denn als Hilfe angesehen. Kurdischen Selbsthilfeorganisationen wird darüber hinaus mit politischer Skepsis begegnet, und sie werden mehr als die Netzwerke vieler anderer Minderheiten institutionell ausgegrenzt.

1.2.7.
Interkulturelles Lernen 

Die interkulturelle Pädagogik ist der Versuch, die „Ausländerpädagogik“ von der Sonderpädagogik in eine sich explizit an die gesamte Gesellschaft richtende Pädagogik zu transformieren. Im fachwissenschaftlichen Diskurs wird der Anspruch formuliert, nicht nur die Migranten, sondern - irgendwie - auch die Aufnahmegesellschaft auf ein dauerhaftes Leben in der multikulturellen Gesellschaft vorzubereiten.

Hohmann (1987) versucht mit der Unterscheidung in begegnungs- und konfliktpädagogische Ansätze eine Klassifizierung verschiedener Konzepte der interkulturellen Erziehung. Die Pädagogik der Begegnung will zunächst die zugewanderten Kulturen affektiv und kognitiv zur Kenntnis nehmen. Kulturbegegnung wird zum Mittel der Erkenntnis. In der Praxis überwiegt das Bestreben, durch Erziehung zu Empathie und Toleranz das gegenseitige Verstehen verschiedener Kulturen zu fördern. „In ihrer am weitesten entwickelten Form vertritt interkulturelle Erziehung den hochgreifenden, wenn nicht utopischen Anspruch auf kulturellen Austausch und kulturelle Bereicherung im Verhältnis zwischen kulturell unterschiedlichen Gruppen.“ (Hohmann 1987, S. 103) In einer „harmonischen Atmosphäre“ sollen fremde Kulturen erfahren werden. An Ansätzen, die sich auf den begegnungspädagogischen Aspekt beschränken, wird kritisiert, dass die Hinwendung zu den kulturellen Verschiedenheiten von der soziostrukturellen Marginalisierung der Migranten ablenke. Die sozialen, politischen und ökonomischen Zusammenhänge kultureller Erscheinungen würden ausgeklammert. 

Auf curricularer Ebene finden sich v.a. begegnungspädagogische Ansätze. Der Lehrplan der bayerischen Hauptschule von 1987 schreibt - ganz einem kulturrelativistischem Paradigma verpflich​tet - von „wechselseitiger Offenheit für Wertvorstellungen von Angehörigen verschiedener Nationalitäten, Kulturen und Religionen in der Spannung zwischen notwendiger Integration und Erhaltung kultureller Eigenarten im Rahmen der interkulturellen Erziehung“. 

In der schulischen Praxis bleibt der begegnungspädagogische Ansatz Zielgruppenpädagogik ohne allgemeinbildenden Anspruch. Interkulturelle Zielsetzungen werden insbesondere für die Hauptschule - als der Schule mit dem höchsten Ausländeranteil - konkretisiert. Interkulturelle Bildung wird v.a. als Teil des sozialen Lernens verstanden, das der Förderung von Fähigkeiten wie Toleranz und Achtung vor anderen dienen soll. Im Unterricht sollen von der Mehrheit die Minderheitenkulturen untersucht werden, um das Fremde kennen zu lernen und gegenüber der eigenen Kul​tur abzugrenzen. Dagegen finden sich kaum Unterrichtseinheiten, die das Verhalten der Mehrheit gegenüber den zugewanderten Minderheiten behandeln. Gogolin u.a. resümieren: „Ausgeklammert wird in diesen Ansätzen meist eine Einbettung in sozio-ökonomische und politische Zusammenhänge, die die pädagogisch nicht überwindbare Ungleichberechtigung der Mitglieder einer Gesellschaft zur Folge haben.“ (Gogolin 1998, S. 672)

Der konfliktorientierte Ansatz hinterfragt die sozio-ökonomischen und politischen Barrieren zwischen Minderheiten- und Mehrheitsgesellschaft mit dem Ziel, Diskriminierung, Ausländerfeindlichkeit, Rassismus und Ethnozentrismus zu bekämpfen und Chancengleichheit herzustellen. 

Die in Großbritannien entwickelte Anti-racist Education (ARE)
 gilt als Beispiel für einen konfliktpädagogischen Ansatz. Die ARE tritt für eine Politisierung der Schule ein. Die Schüler sollen den institutionellen Rassismus in einem Zusammenhang mit selbsterfahrener sozialer Deklassierung als Arbeiterkinder und mit patriarchalen Unterdrückungsverhältnissen begreifen lernen. In der Schule sollen die Beziehungen zwischen Klassen-, Rassen- und Geschlechterkonflikten untersucht werden. Dazu werden die ideologischen Botschaften der Medien dekonstruiert, über die 

vielfältigen strukturellen Benachteiligung von Ausländern und Farbigen aufgeklärt sowie Unterentwicklung, Nord-Süd-Konflikt und die kapitalistische Weltwirtschaftsordnung als Ursache der Migrationsbewegungen thematisiert. 

Die beiden - begegnungs- und konfliktpädagogischen - Ansätze muss man sich genauso wenig wie das kulturuniversalistische und -relativistische Paradigma als streng voneinander getrennt vorstellen. Die Übergänge sind oft fließend. Viele Autorinnen und Autoren versuchen, beide Ansätze miteinander zu verschränken.

Der von Nestvogel konzipierte „Prozess der Auseinandersetzung mit fremden Kulturen unter kritischer Reflexion der eigenen, historisch gewachsenen Kultur“ (Nestvogel 1991, S. 6) enthält einen begegnungs- und einen konfliktpädagogischen Aspekt. Der Gedanke der Reflexion der eigenen Kultur ist von Nestvogel (1987 b, 1988, 1991) in mehreren Beiträgen ausgeführt worden. Sie fordert, verinnerlichte Traditionen, abendländische Höherwertigkeitsvorstellungen und Ausgrenzungsprozesse durch eine kulturelle Selbstreflexion bewusst zu machen. Dabei geht es nicht nur um einen mechanischen Prozess kognitiven Lernens, der Ethnozentrismus nur außerhalb seiner selbst verortet, sondern um Lernprozesse, die es ermöglichen, subjektive Verhaltensmuster zu erkennen und zu verändern.

Je mehr (Vor)Urteile ein Individuum verinnerlicht hat, ohne sie anhand von Tatsachen auf ihre Gültigkeit überprüft zu haben, um so weniger ist es bereit, zuzugeben, dass es mit Vorurteilen behaftet ist. Niemand hält sich selber für einen Rassisten, selbst wenn er oder sie sich im selben Atemzug rassistisch äußert. („Wenn man sagt, dass dem Neger unser Fleiß und unsere Disziplin fehlt, ist man doch kein Rassist,“ so eine oft gehörte Alltagsäußerung.) 

Um die Problematik von verinnerlichten Verhaltensmustern zu verdeutlichen, will ich ein Beispiel aus einem Bereich wählen, in dem Menschen agieren, die sich selbst eher für offen und tolerant halten. Gerade von sich selbst als alternativ und fortschrittlich verstehenden Menschen wird oft die formale Hierarchie in Migrantenorganisationen kritisiert. Gleichzeitig wird aber übersehen, dass gerade die informellen Hierarchien, wie sie in alternativen Projekten und progressiven Organisationen anzutreffen sind, Migranten ausschließen. Das sorgfältige Austarieren von Stimmungen unter Zuhilfenahme persönlicher Kontakte, das in solchen Strukturen nötig ist, um etwas zu erreichen, setzt einen langen Lernprozess in ähnlichen Projekten voraus, über den Migranten im Allgemeinen nicht verfügen. Da ihnen das soziale und kulturelle Kapital (Bourdieu 1992) fehlt, das den Zugang zu solchen Strukturen schafft, vermitteln sich gerade alternative und linke Projekte für Migranten als geschlossene Systeme. Da sie nicht nachvollziehen können, wie Entscheidungen zustande kommen, macht es für sie keinen Sinn, sich an den Prozessen zu beteiligen. Ohne Kenntnis der Spielregeln erwecken Abende lange Diskussionen den Eindruck eines sinnlosen Palavers. Von den Deutschen wird das wiederum als mangelnde Bereitschaft, Verantwortung übernehmen und sich in einem pluralistischen Prozess einbringen zu wollen, verstanden, ohne zu begreifen, dass die von ihnen selber als „offen“ empfundenen Strukturen, anderen als „Buch mit sieben Siegeln“ erscheinen müssen. 

Auch ein differenziertes kognitives „Wissen über die Tiefenstruktur unserer eigenen Kultur“ reiche nicht, alle Mythen des eigenen kulturellen Erbes zu dekonstruieren, so Nestvogel.
 Studien über fremde Kulturen, seien sie auch als Geste des Entgegenkommens und Verständnisses gemeint, verfolgten doch meist den Zweck, die Minderwertigkeit der „anderen“ Kultur nachzuweisen und die Ausländer zu „Untersuchungs-, Mitleids- und Hilfsobjekten“ zu degradieren. Die Ursachen für Konflikte in der multikulturellen Gesellschaft müssten hinterfragt werden. Dabei sollten die europäischen Höherwertigkeitsvorstellungen im historischen Kontext ihrer Entstehung betrachtet werden. 

Die interkulturelle Begegnung schafft Möglichkeiten, subjektiv verinnerlichte Verhaltensmuster zu erkennen. Die eigene Kultur im Spiegel eines Nichtangehörigen dieser Kultur zu sehen, bietet ganz neue Einblicke. Nestvogel weist mehrfach auf die Notwendigkeit hin, Ausländern zuzuhören, wenn sie sich über Deutsche äußern - sei es in der von Ausländern geschriebenen Literatur oder in persönlichen Begegnungen. Schließlich sind Migranten nicht nur in der Lage, die deutsche Kultur von außen zu sehen, sie haben uns auch voraus, dass sie zwei Kulturen kennen und selber schon nachhaltig die Erfahrung gemacht haben, dass es neben der eigenen noch andere Kulturen gibt. Nestvogel (1991, S. 109) vermutet, dass Migranten und Kolonisierte in weit höherem Maße die von der interkulturellen Pädagogik geforderten Qualifikationen wie Frustationstoleranz, Ambiguitätstoleranz, Rollendistanz und Empathie erworben haben.

Viele kurdische Menschen haben, bevor sie nach Deutschland kamen, schon Erfahrung von Binnenmigration in der Türkei sowie von einem Aufenthalt in einem anderen europäischen Land gemacht. Sie hatten somit weitaus mehr Gelegenheiten und Notwendigkeiten, die von der interkulturellen Pädagogik als Lernziele angegebenen Fähigkeiten zu erwerben, als wir als nicht Migrierte. 

Was hat die Pädagogik in der Auseinandersetzung mit der Migration im schulischen Bildungswesen erreicht? Eine Bestandsaufnahme von Gogolin u.a.
 kommt zu dem Ergebnis, dass „das deutsche Bildungswesen auf die von Minoritäten geäußerten oder ihnen zugeschriebenen Partikularinteressen stets nach dem Grundmuster der Ausgrenzung und ‘Besonderung’ reagiert habe. ... Das demgegenüber als allgemein Gesetzte reflektiert, so unsere These, die nationalstaatliche Verfasstheit des Bildungswesens, die sich darin äußert, dass die Vorstellung vom ‘allgemeinen Kind’, auf das sich die Bemühungen richten, am Bild des nichtgewanderten, einsprachig aufwachsenden Menschen orientiert ist, dessen Sozialisation in einer als sprachlich und kulturell homogen gedachten Welt stattfindet.“ (Gogolin u.a. 1998, S. 665)

Weiterhin beruhen Schulrecht und -organisation auf der Vorstellung, dass nur in Ausnahmefällen nichtdeutschen Bürgern die Einlösung des Bildungsanspruchs gewährt werden muss und dann nur vorübergehend. Deutliches Indiz ist die Beschränkung der Schulpflicht. Für Kriegsflüchtlinge, Asylbewerber sowie Jugendliche, die in ihrem Herkunftsland nicht mehr der Schulpflicht unterliegen, existiert in mehreren Bundesländer keine Schulpflicht. 

Der Bericht von Gogolin u.a. hält fest, dass die Lehrpläne zwar abstrakte Forderungen nach interkultureller Bildung aufgenommen hätten, es aber an einer konsequenten Umsetzung mangelt. Am deutlichsten würde das in der Spracherziehung. Die historisch überkommene monolinguale Grundüberzeugung zeige sich darin, dass ausschließlich Deutsch als Unterrichtssprache benutzt werde und die tatsächlich sprachliche Kompetenz der Schüler unberücksichtigt bleibe. In der Empfehlung der KMK 1996 „Interkulturelle Bildung und Erziehung in der Schule“ wird erstmals die „sprachliche und kulturelle Heterogenität in der Schülerschaft zum allgemein pädagogisch relevanten Faktum erklärt“ (ebd., S. 676). Bis jetzt sind dieser Einsicht aber kaum Taten gefolgt. Ein Beispiel für die Kluft zwischen Postulat und Praxis sind die Bemühungen in Niedersachsen zur Umsetzung der „Europäischen Dimension im Bildungswesen“. Es wird der Anspruch formuliert, „die lebenspraktisch vorhandene sprachliche und kulturelle Diversität der Gesellschaft besser zu bewältigen“ (ebd.). Die Konkretisierungsvorschläge knüpfen dann allerdings nicht an der vorhandenen gesellschaftlichen Mehrsprachigkeit an, sondern an den Sprachen der europäischen Nachbarstaaten, also Sprachen von ökonomisch und politisch potenten Staaten. 
 

Die umfangreiche - durchaus kritische - Literatur der interkulturellen Pädagogik hat „in einer theoretisch nicht mehr zurücknehmbaren Weise gezeigt, wie einseitig die kommunikativen, curricularen und institutionellen Traditionen in den Schulen der Nationalstaaten waren und wie monokulturell viele pädagogische Theorien, die so gerne im Mantel des Allgemeinen daherkommen.“ (Reich 1994, S. 22)

Auf der institutionellen Ebene wird die monokulturelle Ideologie bislang aber nur in Formulierungen in Frage gestellt. „Auf der Ebene des Rhetorischen, so unser Fazit, sind Veränderungen der traditionellen Parameter in Gang gekommen. Ob aber die monolingual-monokulturelle Grundüberzeugung des deutschen Bildungswesens tatsächlich an Kraft verliert, kann erst die Zukunft zeigen.“ (Gogolin 1998, S. 677)

1.2.8. Interkulturelle Pädagogik und kurdische Minderheit

Während in anderen Disziplinen - wie der Politikwissenschaft, Orientalistik oder Ethnologie - die Kurden und Kurdinnen zunehmend Beachtung erfahren, hat die Pädagogik die kurdische Minderheit bisher weitgehend ignoriert. Die kurdische Bevölkerung gehört zu den größeren Mi​noritäten in der Bundesrepublik. Wenn dazu bisher keine Forschungsergebnisse vorliegen, ist das kaum auf eine Unachtsamkeit oder auf einen Zufall zurückzuführen. 

Die monokulturell verfasste deutsche Nation prägt bis heute das deutsche Bildungswesen. Auch wenn die deutsche Schule seit jeher Minderheiten integriert habe, kenne sie keine Minderheiten, schreibt Marianne Krüger-Potratz. Minderheiten erweckten nur dann Interesse, wenn sie selber auf ihre Lage aufmerksam machen oder „zum Problem zu werden drohen.“ Die Fest​stellung von Krüger-Potratz bietet eine Erklärung, warum die kurdische Minderheit vom deutsche Bildungswesen ignoriert wird. Kurdische Kinder stellen bildungspolitisch kein größeres Problem dar als andere Zuwanderergruppen aus der Türkei. Deswegen wer​den sie bildungspolitisch auch kaum zur Kenntnis genommen. Kurdinnen und Kurden weisen aber teilweise recht öffentlichkeitswirksam auf ihre Anliegen und Probleme hin. Genau die Proteste, mit denen sie die Mehrheit auf sich aufmerksam machen (wollen), lassen sie für diese Mehrheit aber auch zum Problem werden. So werden kurdische Migrantinnen und Migranten - wenn überhaupt - als Konfliktpotenzial - oft in Zusammenhang mit Türken - wahrgenommen. Dass heute die Forderung nach muttersprachlichem Unterricht in kurdischer Sprache vielerorts zumindest als berechtigt angesehen und in einigen Bundesländern auch Kurdischunterricht erteilt wird, ist - so meine These - nur zum Teil auf die Einsicht, dass die tatsächlich gesprochenen Sprachen in Migrantenfamilien mit den offiziellen Sprachen der Herkunftsländer divergieren, zurückzuführen. Zum anderen Teil ist es als Reaktion auf die vehementen kurdischen Proteste, die mit kulturellen Zugeständnissen befriedet werden sollen, zu werten.

Während Minderheiten innenpolitisch nur, wenn sie zum Problem werden, wahrgenommen werden, findet sich in Deutschland, so Krüger-Portratz, eine lange Tradition der Funktionalisierung von Minderheiten für außenpolitische Interessen. Wie im Kapitel über die deutsche Türkeipolitik deutlich wird, steht die kurdische Minderheit außenpolitischen Interessen der deutschen Politik im Wege. Auch diese Gründe führen dazu, Kurdinnen und Kurden zu ignorieren. Im Kapitel über die institutionelle Diskriminierung der kurdischen Minderheit wird deutlich, dass die kurdische Minderheit innenpolitisch von Rechten vergleichbarer Minderheiten teilweise ausgeschlossen ist.

Es stellt sich die Frage, wie sich die interkulturelle Pädagogik der kurdischen Minderheit in ge​eigneter und umfassender Weise annehmen sollte. Eben wurde festgestellt, dass das Problem der Missachtung der kurdischen Minderheit keine pädagogische Angelegenheit, sondern vor allem eine politische Frage ist. Pädagogik muss sich diesen Zusammenhang immer wieder verdeutlichen, um nicht in die Situation zu geraten, auf politische Fragen pädagogische Antworten zu su​chen. Erst die Marginalisierung weiter Teile der Welt durch kapitalistische Umstrukturierungen und erhöhter Arbeitskräftebedarf in den kapitalistischen Zentren machen interkulturelle Lernprozesse erforderlich. Interkulturelle Pädagogik ist als Teilaspekt globaler Kommunikationsprozesse und Wanderungsbewegungen zu sehen. Dabei sind neben den „weichen“ interkulturellen Strategien wie kompensatorischen Maßnahmen, um fähige Arbeitskräfte für die deutsche Wirtschaft auszubilden, für die die Pädagogik zuständig ist, auch die „harten“ Strategien zu beachten, die dann eingesetzt werden, wenn Integration entweder gar nicht erwünscht ist oder wenn die „weichen“ Strategien nicht (mehr) greifen. In den 90er Jahren wurde gegenüber Angehörigen der kurdischen Minderheit wiederholt das ganze Arsenal des staatlichen Gewaltanspruchs von Organisationsverboten, Polizeieinsätzen, Gefängnisstrafen bis zu Abschiebungen eingesetzt. Auch dies gehört zu den Erfahrungen, die Angehörige der kurdischen Minderheit in Deutschland gemacht haben. 

Im Zusammenhang mit der Diskussion des muttersprachlichen Unterrichts und der Mehrsprachigkeit wird in einem späteren Kapitel deutlich werden, dass weniger die jahrzehntelange Kritik aus den Reihen der Protagonisten der interkulturelle Pädagogik die monokulturelle Verfasstheit des deutschen Bildungswesens in Frage stellte, sondern dass der Paradigmenwechsel in Bezug auf die Mehrsprachigkeit durch die wirtschaftlich und politisch gewollte europäische Integration initiiert wurde.

Integrationsmodelle finden in der Bundesrepublik, auch wenn die unterstellten linear fortschrei​tenden Integrationsprozesse ganz offensichtlich nicht der Realität entsprechen, nach wie vor große Verbreitung. Sie prägen das Bild der Mehrheitsgesellschaft über die Migrationssituation. Auch komplexere Modelle betrachten die Migration v.a. unter dem Aspekt der Integration. Sie stützen sich v.a. auf die individuelle Lernfähigkeit und subjektive Anpassungsleistung der Migranten. Nicht beachtet wird, dass die Handlungsspielräume durch rechtliche und soziale Ungleichheit, Ausgrenzung, Stigmatisierung und Diskriminierung begrenzt sind und den Zugang zu „integrativen Gütern“ und „assimilativen Fähigkeiten“ einschränken. Verläuft der Integrationsprozess nicht wie prognostiziert, wird dies als Störung wahrgenommen. Die Ursache für die Störung wird im Wesentlichen bei den Migranten verortet. Der Bezug auf die Herkunftskultur wird beispielsweise als regressives Verhalten pathologisiert. Dabei bleiben die durchaus unterschiedlichen Motivationen für einen Bezug auf diese Kultur unberücksichtigt. 

Integrationstheorien sind im Zusammenhang mit dem Thema dieser Arbeit interessant, weil sie natürlich auch eine Grundlage für die Wahrnehmung kurdischer Migrantinnen und Migranten durch die herrschenden Mehrheit bieten. Politische Proteste, Forderungen nach Anerkennung ethnischer Besonderheiten usw. werden als Normabweichung von einem einseitig von der Minderheit geforderten Integrationsprozess wahrgenommen. Je mehr und lauter Kurdinnen und Kurden versuchen, auf sich aufmerksam zu machen, um so mehr gelten sie als Störfaktor. Die Konfliktimportthese, mit der sich ein gesonderter Abschnitt dieser Arbeit beschäftigt, ist ein Ergebnis solcher Anschauung. „Störungen“ des Integrationsprozesses werden als von außen kommend wahrgenommen. 

Die Einwanderungsgesellschaft wird durch Integrationsmodelle entlastet. Ihr wird unhinterfragt unterstellt, dass sie die Legitimation hat, die Integration bzw. Assimilation der Zugzugsgesellschaft zu fordern. Ihre Aufgabe besteht nur darin, den Zugewanderten helfend zur Hand zu gehen. Problem und Lösung sind allein bei den Migranten zu suchen. Ausgehend von dieser Betrachtungsweise werden sie zum Objekt der Forschung. An dieser Stelle muss nachdrücklich davor gewarnt werden, dass die Sozialwissenschaften bzw. die Pädagogik nicht Fehler, die mit dem türkischen Klientel gemacht wurden, wiederholt. Wurde in den 70er und 80er Jahren die türkische Familie ausgeforscht, so sollte die „Entdeckung“ der Kurden in den 90er Jahren nicht dazu führen, dass kurdische Strukturen auf einen Forschungsgegenstand reduziert werden. Natürlich muss es auch solche Forschung geben. Meine Kritik richtet sich gegen eine Forschungsethik, die die Migranten zum Forschungsobjekt degradiert, und damit bewusst oder unbewusst die eigene Überlegenheit bestätigt. 

Auf kulturalistische Deutungen, wie sie in der Kulturkonfliktthese oder auch in multikulturalistischen Ansätzen zum Ausdruck kommen, wird im Zusammenhang mit der kurdischen Minderheit vielfach Bezug genommen. Viele kurdische Migranten beschreiben sich in einem dreifachen Kulturkonflikt zwischen deutscher, türkischer und kurdischer Identität (bei der Arbeit Ausländer, auf der Straße Türke, zu Hause Kurde) und begründen mit dieser als unbefriedigend wahrgenommenen Situation die Forderung nach „Erhalt der kurdischen Identität“. 

Viele Kurden tendieren dazu, alle Missstände und alle Ungerechtigkeiten, denen sie sich von Seiten der Mehrheitsgesellschaft ausgesetzt fühlt, kulturalistisch zu erklären. Sie fühlen sich in Deutschland als Kurden unterdrückt, obwohl ein großer Teil der Vorgänge, die sie als Unterdrückung empfinden wie etwa Veranstaltungsverbote oder Abschiebungen, nicht auf kultureller sondern auf politischer Ebene angesiedelt sind. Die Einschränkung politischer Partizipationsrechte betrifft alle Ausländer und Ausländerinnen, die Asylpolitik betrifft alle Asylbewerber und nicht nur Kurden. Die Erklärung hier würden Kurden verfolgt, weil sie Kurden seien, lenkt von dem tatsächlichem Problem, dem Vorenthalten von Gleichheitsrechten ab. Zudem schneidet eine auf die eigene Ethnie beschränkte Wahrnehmung von potenziellen Bündnispartnern - beispielsweise anderen migrationspolitisch arbeitenden Gruppen - ab, mit deren Hilfe den eigenen Forderungen größerer Nachdruck verliehen werden könnte. 

Kulturalistische Erklärungen sind nicht in der Lage, die als unbefriedigend empfundene eigene Lage zu beschreiben, weil sie politische und soziostrukturelle Faktoren unberücksichtigt lassen. Als problematisch erweist sich auch der Bezug auf einen statischen Kulturbegriff der Veränderungen der Minderheitsgesellschaft im Zuge des Migrationsprozesses außer Acht lässt. Er begün​stigt diejenigen Auffassungen innerhalb der Minderheit, die feudalistische Relikte wie die Ein​eng​ung des Bewegungsspielraums von Frauen kulturell begründen und Veränderungen der Rolle der Frau im Zuge der Migration als nicht der eigenen Kultur entsprechend ablehnen. 

Die kulturalistische Interpretation des Konflikts wird von Seiten der Mehrheitsgesellschaft durchaus bestärkt. Von Angehörigen der Mehrheit in Parteien, Institutionen und gesellschaftlichen Fo​ren wird den kulturellen Anliegen der Kurden und Kurdinnen weit mehr Verständnis entgegengebracht als den politischen Forderungen. Sicher empfinden es weit mehr Deutsche als ungerecht, dass „kurdischen Kindern ihr Recht auf muttersprachlichen Unterricht“ verweigert wird, als dass sie das Verbot einer kurdischen Veranstaltung als ungerecht empfinden. Folkloristische Vorstellungen von einem idyllischen Dorfleben im „wilden Kurdistan“ finden in Mittelstandsprojektionen weit mehr Beachtung als sozialstrukturelle Darstellungen über die Mar​gi​nalisierung der kur​di​schen Gesellschaft. 

Auch diese Bestärkung kulturalistischer Einstellungen durch die Mehrheitsgesellschaft bestätigt kulturrelativistische Denkmuster der kurdischen Diaspora. Auch der durch die Kriminalisierung vieler kurdischer Organisationen erfolgte Ausschluss aus gesellschaftlichen Dialogen führte zu einer Verfestigung der Vorstellung eines ethnischen Kollektivs. 

Zudem bestärkt die Präsenz des türkischen Nationalismus in sozialen Netzwerken kurdisch-nationalistische Tendenzen. Die Theorie der interkulturellen Pädagogik kritisiert zwar die Vorstellung einer stabilen und einheitlichen Kultur und warnt nachdrücklich davor, die Kinder mit Migrationshintergrund auf ihre Herkunft festzulegen, in der Praxis bleibt der türkische Nationalismus aber in vielen Bereichen im Einwanderungsland Deutschland unangetastet. Für Kurden stellt es sich so dar, dass der türkische Nationalismus vom deutschen Staat gefördert wird (Zuschüsse für Konsulatsunterricht, türkische Sport- und Frauenverbände usw.) während der kurdische Nationalismus teilweise sogar bekämpft wird. 

Das kurdische Selbsthilfepotenzial ist im Vergleich zu anderen Minderheiten entwickelt. Das hochsensible politische Bewusstsein unter kurdischen Migranten und der hohe Organisationsgrad mobilisiert viel Eigeninitiative. Aus vielerlei Gründen wird aber gerade das kurdische Selbsthilfepotenzial durch Institutionen der deutschen Gesellschaft nicht nur missachtet, sondern teilweise sogar als Bedrohung angesehen. Die institutionelle Diskriminierung und politische Kriminalisierung wird von vielen Kurden und Kurdinnen als ethnischer Ausschluss empfunden und bestärkt ethnische Abgrenzung. 

Den Ansatz von Nestvogel, durch eine kulturelle Selbstreflexion, Ethnozentrismus bewusst zu machen, halte ich für einen sinnvollen Ausgangspunkt der Überlegungen dieser Arbeit. Meine Forschung versteht sich als Versuch, die vielfältigen Mechanismen, die Ausgrenzungsprozesse der kurdischen Minderheit bewirken, bewusst zu machen. 

� Vergl. Nestvogel 1987 a. Der Aufsatz „Die Erziehung des ‘Negers’ zum deutschen Untertan. Zur Kontinuität des herrschaftlich-elitären Umgangs mit anderen Völkern“ untersucht die deutsch-kolonialen missionarischen und staatlichen Erziehungsmaßnahmen zwischen 1884 und 1914. 


� „Der Deutsche ist der von Gott erlesene Mensch, das Banner des Geistes und der Wissenschaft den Völkern voranzutragen.“ (Ernst Moritz Arndt: Kleine Schriften IV, S. 109, zit. n. Schweitzer 1994, S. 94).


� Auch die Errichtung eines Minderheitenschulwesens in der Weimarer Republik ist im Licht der außenpolitisch erwünschten propagandistischen Wirkung zu betrachten. Die Regierungen der Weimarer Republik hatten an internationalen Minderheitsschutzabkommen kaum aus innenpolitischen Erwägungen ein Interesse. Es lag ihnen weniger an der Anerkennung ethnischer bzw. sprachlicher Vielfalt im eigenen Land, als an der Durchsetzung von Rechten für die deutschen Minderheiten in den „verlorenen Gebieten“. Minderheitenschutzregelungen wurden für eine Grenzrevidierungen beabsichtigende Ostpolitik funktionalisiert. Um diesen Interessen auch propagandistisch Nachdruck zu verleihen, mussten die deutschen Politiker zwangsläufig auch die Minderheiten innerhalb der Grenzen des Deutschen Reiches zur Kenntnis nehmen. Man erhoffte sich von einem offenem und liberalem Umgang mit dem Minderheitenschulwesen eine positive Rückwirkung auf die so bedeutsame Frage der Deutschen im Ausland (Krüger-Potratz 1989, S. 231).


� Zum monolinguistischen Konstrukt und seiner Auswirkungen in der Geschichte der deutschen Schule s. a. Abschnitt 6.3. Von der Förderung der „Rückkehrfähigkeit“ bis zur Bereicherungsthese - Geschichte des muttersprachlichen Unterrichts.


� Der Übergang von der Defizitthese zur Differenzthese bzw. Kulturkonfliktthese wurde ausführlich in der Literatur der interkulturellem Pädagogik diskutiert. Vergl. u.a.: Auernheimer 1990, Binder 1992, Dittrich/Radtke 1990, Griese 1995, Hamburger 1981, 1984 u. 1990, Kiesel 1996, Nestvogel 1987 b u. 1991, Nieke 1995, Radtke 1987. 


� s. a. Abschnitt 4.6.3. Kultur und Tradition als Antwort auf Diskriminierung: Şengül Şenol.


� Auf den lebhaften Diskurs in den Sozialwissenschaften und der interkulturellen Pädagogik über die Bedeutung von Ethnizität in den 90er Jahren geht der Abschnitt 1.3. Der Diskurs um die Bedeutung von Ethnizität ein. 


� Micha Brumlik in einem Referat auf dem GEW-Kongress: „Kultur des Aufwachsens - Pädagogik auf dem Weg zum multikulturellen Europa“, 3.-5.12.1999 Berlin.


� Auf die Diskussion um muttersprachlichen Unterricht wird in einem späteren Abschnitts (6.3.) ausführlich eingegangen werden. 


� Eine sehr heftige Kritik formuliert Oberndörfer. Er bezeichnet den Multikulturalismus als eine Variante des ethnokulturellen Nationalismus. Der Tempel des ethnischen Polytheismus habe die Kirche des völkisch-monokulturellen Monotheismus abgelöst. Multikulturalismus stehe „für eine Doktrin der Gleichheit der Kulturen und des Schutzes aller kulturellen Kollektive vor kultureller Verunreinigung durch Vermischung.“ (Oberndörfer 1998, S. 7). Zur Kritik des Multikulturalismus s.a. Nieke 1995, S. 97 f.


� Eine Zusammenfassung der Ausführungen von Elwert findet sich bei Auernheimer 1990, S. 94 ff.


� Vortrag von Ursula Boos-Nünning über die KMK-Empfehlung „Interkulturelles Lernen“ auf einem Kongress des Bundesausschusses für multikulturelle Angelegenheiten der GEW unter dem Titel „Kultur des Aufwachsens - Pädagogik auf dem Weg zum multikulturellen Europa“, 3.-5. Dezember 1999 in Berlin.


� Zu der Ignorierung des Selbsthilfepotenzials von Migranten und Migrantinnen s.a. Abschnitt 5.2. Soziale Dienste.


� Auernheimer (1990, S. 194 ff.) diskutiert ausführlich den Ansatz, deren Vertreter Cole 1986, Mullard 1984 und Troyna 1987 sind.


� Nieke (1995, S. 221) referiert in Anlehnung an Kohlberg (1987) ein Konzept, das interkulturelle Kompetenz in drei aufeinander folgenden Niveaustufen (monokulturell - interkulturell - transkulturell) vermitteln will. Interkulturelles Lernen wird als Stufenleiter einer moralischen Entwicklung betrachtet, in dem das interkulturelle Niveau im begegnungspädagogischen Sinn nur als Zwischenstufe verstanden wird. Auf dem untersten monokulturellen Niveau steht der Lernende seiner eigenen Kultur noch unreflektiert gegenüber. Andere Kulturen bewertet er in den Denkbahnen seiner eigenen Kultur. Auf dem zweiten, dem interkulturellen Niveau werden die Unterschiede zwischen den Kulturen in ihrer historischen, soziologischen und ökonomischen Dimension erfasst. Das führt zum Teil zu einer positiven Identifikation mit fremden Kulturen. Das transkulturelle Niveau soll schließlich ermöglichen, die Synthese aus der ursprünglich monokulturellen Position und der erworbenen relativistischen Position zu ziehen. Der Schüler kann nun die Kulturen aus seiner eigenen Perspektive heraus beurteilen. Auf diesem wohl als utopische Zielvorstellung zu verstehendem Niveau beschränkt sich der Mensch nicht mehr auf die Sicht seiner eigenen Kultur. Er stellt weder eine Kultur über die andere noch behauptet er die Gleichwertigkeit der Kulturen, sondern er steht souverän über den Kulturen und begründet seine Haltung aus einer selbst gewonnenen Perspektive heraus.


� Nestvogel (1987 b) in Kritik am verstehenden Ansatz von Erdheim (1984).


� Gogolin u.a. untersuchen im Rahmen des Forschungsschwerpunkt FABER (Folgen der Arbeitsmigration für Bildung und Erziehung) der DFG (Deutschen Forschungsgemeinschaft), welche innovativen Impulse von der Einwanderung für das deutsche Bildungswesen ausgegangen sind.


� Dieses Muster sei im übrigen nicht nur für als ethnisch-sprachlich definierte Minderheiten, sondern für alle als nicht der Norm entsprechend angesehenen Gruppen wie Behinderte oder religiöse Gruppen festzustellen.


� Zum unterschiedlichen Umgang mit Mehrsprachigkeit in Bezug auf europäische Sprachen und die Sprachen von Migranten s.a. Krüger-Potratz 1993 und Abschnitt 6.3. Von der Förderung der „Rückkehrfähigkeit“ bis zur Bereicherungsthese - Geschichte des muttersprachlichen Unterrichts.
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